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Hetzkampagne gegen Meret Schneider

Respekt ist Pflicht
ANDREA FOPP

Im Moment liest Meret Schneider keine Mails
anonymer Absender, sie löscht sie direkt. In den
letzten Tagen hat die grüne Nationalrätin Fotogra-
fien vonAuschwitz-Leichen und Folterbilder erhal-
ten, sie hat kürzlich ihre Anorexie publik gemacht.
Dazu kamen Vergewaltigungs- und Morddrohun-
gen auf sozialen Plattformen, unter anderem diese:
«We will fucking kill you, you fucking skeleton.»

Dem Shitstorm ging ausgerechnet ein Artikel
über soziale Plattformen voraus. Schneider fordert
unter anderem, dass X, Tiktok und Co. offenlegen,
wie ihre Algorithmen funktionieren. Diese «ent-
scheiden», welche Inhalte welchen Nutzern ange-
zeigt werden. Ausserdem möchte sie eine Melde-
stelle für strafrechtlich relevante Inhalte.

Das Departement für Umwelt, Verkehr und
Energie von Albert Rösti ist gegenwärtig daran,
ein Gesetz auszuarbeiten. Die Plattformen seien
eine Gefahr für die Demokratie, sagte Schneider
der «Sonntags-Zeitung». Im Zweifelsfall müsse
man X oder Tiktok sperren können. Die «Sonn-
tags-Zeitung» illustrierte den Artikel mit einem
Bild von Meret Schneider und Elon Musk, Eigen-
tümer von X. Danach ging es los. Der Artikel
wurde vom deutschen Desinformationsportal
Disclose.tv auf Englisch übersetzt und auf Xmehr

als 800 Mal geteilt. Daraufhin hagelte es Beleidi-
gungen und Drohungen.

Eigentlich sollte man es gar nicht aussprechen
müssen: Die Art undWeise, wie mit der National-
rätin umgesprungen wird, ist einer Demokratie un-
würdig. Man darf die Plattformregulierung selbst-
verständlich kritisieren und hoffen, dass der Bun-
desrat ein liberales Gesetz verabschieden wird.
Undmanmuss dabei keineswegs Samthandschuhe
anziehen, die Schweizer Politik lebt von harten
Diskussionen.

Doch Beleidigungen und Drohungen sind nicht
nur strafbar. Sie schaden der politischen Kultur:
Wer will sich Politik überhaupt noch antun, wenn
er Gefahr läuft, derart angegangen zu werden?
Das Land ist auf Bürger angewiesen, die sich
engagieren und zusammen Kompromisse aus-
handeln. Das geht nur, wenn man miteinander
spricht. Respekt ist Pflicht.

Shitstorms ohne soziale Plattformen sind kaum
denkbar. Dort ist die Diskussionskultur bekannt-
lich enthemmter als in journalistischen Medien
oder in Parlamenten.UndHassnachrichten verbrei-
ten und multiplizieren sich inWindeseile.Niemand
kann sich daher wundern, wenn sogar freie Län-
der die Plattformen regulieren bis verbieten wollen.

Das ist nicht im Sinne der Meinungsfreiheit.
Doch wer es verhindern will, muss mit gutem Bei-

spiel vorangehen.Beispielsweise die amerikanische
Regierung, die sich heftig gegen die EU-Gesetze
wehrt, wohl nicht zuletzt, weil der Trump-Bera-
ter Elon Musk als Tech-Unternehmer selbst be-
troffen ist. Gerade der amerikanische Präsident
selbst ist aber ein schlechtes Vorbild. So nutzte
er im Wahlkampf zuweilen ein Vokabular, das an
den Faschismus erinnert, und bezeichnete politi-
sche Gegner als «radikale, linke Schurken», die
wie «Parasiten» lebten.

Es ist unvorstellbar, einen Bundesrat so reden zu
hören.Aber die Verrohung des politischen Klimas
ist auch in der Schweiz spürbar. Der SVP-Natio-
nalrat Andreas Glarner gab in der Vergangenheit
schon zweimal Privatpersonen auf der Plattform
Facebook zum virtuellen Abschuss frei, indem er
ihre Namen und Kontaktdaten publizierte. Und
die linke Organisation Campax machte mit Schäf-
chen Werbung gegen FDP und SVP, die den Slo-
gan «Fuck Nazis» trugen. Glarner entschuldigte
sich nur beim erstenMal, Campax tat es nie richtig.

Das wäre aber nötig. Und wirksam: Wenn ein
Vorbild Einhalt gebietet, hat das häufig eine mäs-
sigende Wirkung auf die ganze Gruppe. Das gilt
auch für den aktuellen Fall.Es ist traurig, dass kaum
einer von Meret Schneiders Kollegen aus dem Par-
lament ihr zu Hilfe geeilt ist. Zur Verrohung trägt
man auch bei, wenn man sich nicht wehrt.

Flaute bei Luxusuhren

Nur ein zyklischer Abschwung – nichts Neues
ANDREA MARTEL FUS

Eine Rolex zu kaufen, war in den vergangenen
Jahren ein frustrierendes Unterfangen. Für fast
alle Modelle gab es Wartelisten. Die Uhren in den
Schaufenstern trugendas Schild «Exhibitiononly» –
man konnte sie anprobieren, aber nicht direkt kau-
fen. Doch diese Zeiten könnten bald vorbei sein.
DieVerfügbarkeit hat sich deutlich verbessert. Die
durchschnittlicheWartezeit des Kunden bei autori-
sierten Rolex-Händlern für eine «Submariner» soll
laut einerAnalyse nur noch 60Tage betragen; 2023
waren es noch 105Tage gewesen.Weniger begehrte
Modelle sind teilweise wieder direkt erhältlich.

WasKunden freut,spiegelt eine unbequemeRea-
lität: Die Nachfrage nach Schweizer Uhren sinkt.
2024 wurden weltweit 9 Prozent weniger Schweizer
Uhrenexportiert – insgesamt 1,6MillionenStück.Im
Wert fiel derRückgangmit 2,8 Prozent geringer aus,
da sich teurere Modelle besser hielten. Der Haupt-
grund für denAbschwung istChina.In den letzten 25
Jahren entwickelte sich das Land von einemNeben-
schauplatz zu einem der wichtigsten Absatzmärkte
für Schweizer Uhren. Doch jetzt stockt die Nach-
frage.DieExporte nachFestlandchina brachen 2024
um 26 Prozent ein. Besonders hart trifft es Marken,
die stark aufChina gesetzt haben.Die SwatchGroup

gehört dazu. Ihr Jahresergebnis fiel so enttäuschend
aus, dass Nick Hayek sarkastisch bemerkte: «Das
einzig Gute an den Geschäftszahlen 2024 ist, dass
sie leicht zu übertreffen sind.»

War es also ein Fehler, auf China zu setzen?
Nein. China bleibt ein riesiger Markt, der sich
irgendwann erholen wird. Die Swatch Group wird
den Abschwung verkraften. Kleinere Marken
ohne Konzern im Hintergrund dürften es schwe-
rer haben. Jetzt gilt es, neue Chancen zu nutzen.
Indien ist einWachstumsmarkt, aber vor allem auch
die USA. Der amerikanische Markt legte 2024 um
5 Prozent zu.Das kompensiert zwar nicht den Ein-
bruch in China, dämpft aber die negativen Effekte.
Inzwischen sind die USA nämlich mitAbstand der
wichtigste Exportmarkt für Schweizer Uhren.

Marken mit einer starken US-Präsenz haben
deshalb ein gutes Jahr hinter sich. Rolex ist so eine
Marke, aber auch Patek Philippe oder Omega. Die
anderen sollten sich sputen, denn der amerikani-
sche Markt hat noch Potenzial. Laut einer Studie
von Morgan Stanley und Luxeconsult lag der Pro-
Kopf-Umsatz von Schweizer Uhren 2024 in Frank-
reich bei 45 Dollar, in Grossbritannien bei 67 Dol-
lar – in den USA hingegen nur bei 28.

Bleibt dieFrage,ob sichdiesesPotenzial ausnutzen
lässt. Um die Begehrtheit von mechanischen Uhren

steht esnicht schlecht.Uhren-Eventsboomen,Samm-
ler zahlen hohe Preise für Klassiker.Auch die Jungen
interessieren sich. Gemäss einer Umfrage besitzen
in Deutschland 36 Prozent der Generation Z bereits
eine Luxusuhr. Zudem planen sie doppelt so häufig
wie andere Altersgruppen, innerhalb der nächsten
zwölf Monate ein wertvolles Modell zu erwerben.

Die Schweizer Uhrenbranche hat gut daran ge-
tan, sich auf ihr historisches Erbe zu besinnen. Tra-
dition allein verkauft zwar keine Uhren, aber sie ist
ein überzeugendes Kaufargument.Die gefragtesten
Modelle stammen aus den 1950er bis 1970er Jahren:
Rolex «Submariner»,Omega «Speedmaster», Patek
Philippe «Nautilus»,Audemars Piguet «RoyalOak».
Diese Designs sind so ikonisch, dass sie nur behut-
sam weiterentwickelt werden dürfen.

Gleichzeitig darf sich die Industrie nicht in eine
exklusive Nische manövrieren. Die verkauften
Uhren werden Jahr für Jahr teurer, immer weni-
gerMarken erzielen hohe Stückzahlen.Umso wert-
voller sind Initiativen wie die Moon-Swatch, die
der Marke Swatch neue Impulse gegeben hat und
junge Käufer anspricht.Was wir derzeit erleben, ist
ein zyklischer Abschwung – nichts Neues für die
Uhrenindustrie. Kürzere Wartezeiten für Rolex-
Kunden bedeuten also nicht den Niedergang der
Schweizer Uhrenindustrie.

Deutsche Klimapolitik

Schluss mit der ideologischen Energiewende
MORTEN FREIDEL

Auf den ersten Blick ist die deutsche Energiewende
eine Erfolgsgeschichte.Doch inWahrheit sind all die
vermeintlichen Erfolge teuer erkauft. Die Schwer-
industrie und petrochemische Industrie leiden unter
den hohen Strompreisen. Nicht einmal Deutsch-
lands Klimabilanz kann sich sehen lassen. Und das,
obwohl dieErneuerbaren seit der Jahrtausendwende
mit mehr als 200 Milliarden Euro gefördert wurden.
All das verdeutlicht: Die deutsche Energiewende ist
gescheitert. Sie braucht eine tiefgreifende Korrektur.

Ziel muss eine marktorientierte Energiepolitik
sein.Die künftigeBundesregierung sollte voll auf den
europäischen Emissionshandel setzen. Er setzt den
RahmenundverteuertdenAusstossvonCO2.Erkann
aber nur eine steuerndeWirkung entfalten, wenn die
Marktakteure innerhalbdiesesRahmensvollständige
Freiheitengeniessen.AuchsolltedieBundesregierung
folgende Schritte mit Nachdruck vorantreiben:

1. So vieleKernkraftwerkewiemöglich ertüchtigen:
Die Bundesregierung sollte schnellstmöglich einen
rundenTischmit denBetreibern der abgeschalteten
fünfDruckwasserreaktoren Isar 2,Emsland,Neckar-
westheim, Grohnde und Brokdorf einberufen. Ziel
muss es sein, zu klären, wie viele dieser Reaktoren

sich trotz fortschreitendemRückbauwieder ertüch-
tigen lassen. Preiswerter und klimaschonender als
unzählige neue Gaskraftwerke dürfte das allemal
sein, selbst wenn für die Ertüchtigung jedes einzel-
nenReaktorsMilliarden fällig wären.Auch langfris-
tig sollte dieBundesregierungdenWiedereinstieg in
dieAtomkraft ermöglichen.Siemuss dieProduktion
von Atomstrom grundsätzlich gestatten. Sie sollte
in die Forschung an kleinen modularen Reaktoren
investierenund sich am internationalenForschungs-
verbund für Atomkraftwerke der vierten Genera-
tion beteiligen. Deutschland befände sich damit in
guterGesellschaft.Allewesentlichen Industrienatio-
nen derErde setzen ausser auf Solar- undWindkraft
auch auf die Atomenergie. Es ist höchste Zeit, dass
Deutschland seine Blockadehaltung aufgibt.

2. Die Speicherung von CO2 muss gestattet sein:
Deutschland kann sich die künstliche Verknappung
vonEnergienicht länger leisten.Mittlerweile stehtdie
Zukunft der deutschen Industrie auf dem Spiel. Die
nächsteBundesregierung sollte deshalb ausdrücklich
auch Kraftwerksbetreibern gestatten, Kohlendioxid
abzuscheiden, selbst Betreibern von Kohlemeilern.
NebendenErneuerbarenbraucht dasLanddringend
eine zweite Säule aus konventionellen Kraftwerken,
die rund umdieUhr Stromproduzieren.Das können

Kernkraftwerke seinoder fossileKraftwerke,die ihre
Treibhausgase abscheiden.Oder beides.Was sich am
Ende durchsetzt, kann man dem Markt überlassen.

3. Deutschland sollte unterschiedliche Strompreis-
zonen einführen, beispielsweise eine für den Norden
und eine für den Süden. Diese Unterteilung hätte
einen Vorteil: Sie befeuerte denWettbewerb. Damit
das funktioniert, muss allerdings jede klimascho-
nendeTechnologie erlaubt sein, auch dieAtomkraft.
Andernfalls haben die südlichen Regionen einen
Nachteil, den sie niemals ausgleichen können. Bei
ihnen weht der Wind schwächer als im Norden. Sie
müssten also mehrWindräder betreiben, um auf die
gleiche Stromausbeute zu kommen. Die Folge wäre
kein echterWettbewerb, sondern eineAbwanderung
von Industrien aus südlichen Regionen.

4. Klimaschutz imEinklangmit europäischen Part-
nern: Deutschland muss sein Ziel aufgeben, 2045
und damit fünf Jahre vor der Europäischen Union
klimaneutral zuwerden.Damit bürdet sichdasLand
nur immenseKosten auf,hilft aber demKlimanicht.
Durch den europäischenEmissionshandel wird das,
was Deutschland an Treibhausgasen einspart, ein-
fach woanders ausgestossen. Für die Industrie aber
ist dieses politischeZiel eine enormeBelastung.Sie

muss ihreWaren fünf Jahre vor allenWettbewerbern
klimaneutral herstellen. Noch dazu allein mit der
Kraft vonWind und Sonne. Das wird industriellen
Basis einen schweren Schlag versetzen.

Diese unnötige Zerstörung muss die künftige Bun-
desregierung beenden. Sie kann sich zugleich guten
Gewissens von allen planwirtschaftlichen Zielen
verabschieden, solange sie auf den Emissionshandel
setzt.EsbrauchtkeinDatumfür einenKohleausstieg.
Er vollzieht sich von allein.Es braucht kein Ziel,dass
Erneuerbare bis 2030 achtzig Prozent des Stromes
liefern müssen. Sie werden gebaut, wo es sich lohnt.

Es braucht keine Ausbauziele für Solaranlagen
undWindräder,keineÜberlegungenüber denkünfti-
gen Strommix.Wenn derEmissionshandel scharf ge-
stelltwird,steuert er denMarktwirksam.Werdas be-
griffen hat,kann sich vonmehreren klimapolitischen
Lebenslügenverabschieden.DazugehörtderGlaube,
WindundSonne allein könnten eine Industrienation
klimaneutral machen und wettbewerbsfähig halten.
Aber auch die Illusion, nur die Erneuerbaren seien
nachhaltig.Deutschland kann seinenNachbarn nicht
dieFolgen ideologischerFehlentscheidungenaufbür-
den. Es muss auch im Energiesektor zurück zu alter
Stärke finden. Wenn die künftige Bundesregierung
all das beherzigt, ist viel gewonnen.

Die Art und Weise,
wie mit der Nationalrätin
umgesprungen wird,
ist einer Demokratie
unwürdig.

Die Generation Z plant
doppelt so häufig wie andere
Altersgruppen, innerhalb der
nächsten zwölf Monate eine
Luxusuhr zu erwerben.
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Von wegen faul
Die Erwerbsquote der Jungen ist so hoch wie letztmals in den 1990er Jahren

NELLY KEUSCH

Wenn es etwas gibt, worin ältere Gene-
rationen sich einig sind, dann ist es das:
Früher war alles besser. Vor allem die
Arbeitsmoral. Die Jüngeren sind immer
fauler, als man selbst es einst war, und so
schlimm wie heute war es noch nie. Vor
allem die Generation Z, Menschen mit
Geburtsjahr 1995 und jünger, will kaum
mehr arbeiten – zumindest sagen das alle.

Eine Studie aus Deutschland scheint
dieses Klischee nun zu widerlegen: Laut
einerAuswertung des Nürnberger Insti-
tuts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung arbeiten junge Menschen so viel
wie lange nicht mehr – genauer gesagt
so viel wie letztmals 1995.

Tiefstand vor 10 Jahren erreicht

Das Institut hat die Entwicklung der
Erwerbsquote der 20- bis 24-Jährigen
in den Blick genommen, also denAnteil
der Menschen in dieserAltersklasse, die
sich am Erwerbsleben beteiligen. Von
1995 bis 2015 ist diese Erwerbsquote
kontinuierlich gesunken – also während
der Zeit, in der die Generation X und die
Millennials in den Arbeitsmarkt eintra-
ten. Ihren Tiefstand erreichte sie in den
Jahren 2012 bis 2014 mit 70,2 Prozent.

Seit 2015 steigt der Anteil der 20-
bis 24-Jährigen, die arbeiten, wieder an.
In jenem Jahr traten die ersten jungen
Menschen, die zur Generation Z ge-
zählt werden, in diese Alterskohorte
ein. 2023 betrug die Erwerbsquote 76
Prozent und erreichte damit wieder das
Niveau von 1995.Und das, obwohl heut-
zutage in dieser Altersgruppe deutlich
mehr Menschen studieren als damals
und deswegen eigentlich später in den
Arbeitsmarkt eintreten.Die Erwerbsbe-
teiligung der 25- bis 64-Jährigen nahm
im gleichen Zeitraum ebenfalls zu, aber
nur um knapp 3 Prozentpunkte – auf
fast 87 Prozent.

Über die Hälfte arbeitet

Ein Grossteil dieses Anstiegs geht auf
Teilzeitarbeit zurück. Während 2015
noch knapp 20 Prozent der 20- bis
24-Jährigen einen Teilzeitjob hatten,
waren es 2023 25 Prozent. Dabei han-
delt es sich allerdings überwiegend um
Personen mit Abitur und ohne Berufs-
abschluss – also in der Regel um Studen-
ten, die einem Nebenjob nachgehen.

Eine Sonderauswertung des Mikro-
zensus, die die Studienautoren zusätzlich
durchführten, zeigt, dass die Erwerbs-

quote unter denjenigen 20- bis 24-Jäh-
rigen, die studieren, zwischen 2015 und
2023 tatsächlich um 19,3 Prozentpunkte
auf 56 Prozent zugenommen hat. 56 Pro-
zent der Studenten in dieserAltersklasse
haben also einen Job. Dass immer mehr
junge Menschen während des Studiums
arbeiten, führen die Autoren auf die ge-
stiegenen Lebenshaltungskosten und die
Mietpreise in den Städten zurück.

Doch auch junge Menschen, die
nicht studieren, arbeiten mehr. Unter
den Nichtstudenten in derselben Al-
tersklasse ist der Anteil derjenigen, die
Vollzeit arbeiten, im Untersuchungs-
zeitraum um 1,6 Prozentpunkte auf 85,9
Prozent gestiegen. Die Studienautoren
erklären diesen Anstieg unter anderem
mit der Bologna-Reform des Hoch-
schulstudiums, die es ermöglicht, bereits
mit einem Bachelor-Abschluss ins Be-
rufsleben einzusteigen. Tatsächlich sind
Hochschulabsolventen in Deutschland
heute mit durchschnittlich 23,6 Jahren
4 Jahre jünger als noch 2003.

Weitere Erkenntnisse, die die Stu-
dienautoren aus Mikrozensus und Be-

schäftigungsstatistik gewannen: Junge
Leute wechselten heute nicht häufiger
den Job als früher.Und auch bei der Ent-
wicklung der gewünschten Arbeitsstun-
den unterschieden sich die Jungen nicht
von den Älteren. Die Befunde wider-
sprächen gängigen Klischees zur man-
gelndenArbeitsbereitschaft der Genera-
tion Z, schreiben dieAutoren der Studie.

Schweizer sind noch fleissiger

Und in der Schweiz? Hier zeigt sich ein
ähnliches Bild. Laut einer Auswertung
des Bundesamtes für Statistik betrug
die Erwerbsquote von 20- bis 24-jähri-
gen Schweizern im Jahr 2023 78,4 Pro-
zent. Sie hat sich im Zeitverlauf aller-
dings kaum verändert: 2015 arbeiteten
in der Altersgruppe 78,3 Prozent, 2010
waren es 79,6 Prozent.

Schweizer Junge waren in den ver-
gangenen 10 Jahren also fleissiger als
deutsche. Dafür arbeiten die Studenten
hierzulande weniger: Laut einer Aus-
wertung aus dem Jahr 2020 gingen von
den 20- bis 24-Jährigen, die sich imVoll-

zeitstudium befanden, 42 Prozent einer
Arbeit nach.

Betrachtet man die Erwerbsquote
der 15- bis 29-Jährigen, liegt die Schweiz
international im Spitzenfeld: 2020 gehörte
sie mit einer Erwerbsquote von 75,4 Pro-
zent gemeinsam mit Island, den Nieder-
landen und Malta zu den europäischen
Ländern, in denen mehr als sieben von
zehn Personen zwischen 15 und 29 Jahren
einerArbeit nachgingen.Deutschland lag
mit 64 Prozent ebenfalls über dem EU-
Durchschnitt (53,2 Prozent). Das dürfte
an der Berufslehre liegen, die hierzu-
lande, aber auch in Deutschland, einen
hohen Stellenwert geniesst.

Die Erkenntnis, dass vorangegangene
Generationen in jungen Jahren fauler
waren als sie selbst, dürfte in Deutsch-
land viele Gen-Z-Angehörige freuen.
Die Tatsache, dass dafür vor allem die
hohen Lebenskosten verantwortlich
sind, vermutlich weniger. Die Zeiten, in
denen man sich als Student nur auf Uni
und Partys konzentrieren konnte, schei-
nen vorbei zu sein. Das Faulsein muss
man sich jedenfalls leisten können.

Paradoxe Sanktionen belasten OC Oerlikon
Der Industriekonzern erhält Rüstungsaufträge aus den USA – obwohl ein mit Sanktionen belegter Russe Grossaktionär ist

BENJAMIN TRIEBE

Der Industriekonzern OC Oerlikon
kämpft seit fast sieben Jahren mit einem
geopolitischen Problem: Die USA ha-
ben im April 2018 den russischen Ma-
gnaten Viktor Vekselberg, den grössten
Aktionär von Oerlikon, mit Sanktionen
belegt – wegen seiner Nähe zu Präsident
Wladimir Putin.

Das Schweizer Unternehmen wurde
selbst nicht zum Ziel. Aber spätestens
seit der russischen Grossoffensive gegen
die Ukraine lasten dieVekselberg-Sank-
tionen schwer darauf, wie Oerlikon
wahrgenommen wird.

«Etwas ist faul im System»

Zum Beispiel an der Börse. «Wenn ich
fast 400 Millionen Franken Betriebsge-
winn habe, aber der Aktienkurs steht
tiefer als 2009, als wir quasi pleite wa-
ren, dann ist etwas faul im System», so
beklagte sich Michael Süss am Dienstag
gegenüber Journalisten. Süss führt Oer-
likon als CEO undVerwaltungsratspräsi-
dent im Doppelmandat. Die Aktionärs-
struktur sei ein Grund für die fehlende
Begeisterung der Investoren, sagt er.

Dabei wirtschaftet Oerlikon erfolg-
reich in Bereichen, die paradox erschei-
nen angesichts eines mit Sanktionen be-
legten russischen Milliardärs im Aktio-
nariat: Luftfahrt, Raumfahrt und Rüs-
tung, notabene in denUSA.So fertigt die
Firma zum Beispiel Teile im 3-D-Druck
für einen US-Produzenten von Kampf-
jets.Oerlikon hat in denUSA auch schon
mehr als 15 000 Schalldämpfer verkauft,
ebenfalls hergestellt im 3-D-Druck. Bis-
her nur für zivile Jagdwaffen.

Die USA sind ein zentraler Wachs-
tumsmarkt für Oerlikon. Traditionell
ist der Konzern bekannt für Beschich-
tungsmaschinen,mit denen die Oberflä-
chen von Werkzeugen behandelt wer-
den. Mittlerweile zählen die Automo-
bilindustrie, die Luxusgüterbranche, die
Luftfahrt, aber auch die Rüstung zu den
immer wichtigeren Kunden.

Diese Diversifizierung erlaubte es,
dass Oerlikons wichtigste Division, Sur-
face Solutions, ihren Umsatz 2024 trotz
dem Abschwung in der Industrie etwa
konstant hielt. In denUSAwill der Kon-
zern die Produktionskapazitäten über-
proportional ausbauen. Bis jetzt wer-
den dort erst 1500 der konzernweit über
12 000 Mitarbeiter beschäftigt. Ameri-

kanische Firmen zeigten sich auch offe-
ner für neue Technologien wie den 3-D-
Druck, so Süss. Deshalb werde mit dem
Verfahren künftig nur in den USA pro-
duziert, nicht in Europa.

Doch obgleich Oerlikon in der zivilen
Luftfahrt in denUSA schon lange vertre-
ten ist, gilt es immer wieder, Bedenken
wegenVekselberg auszuräumen.DerMil-
liardär, der indirekt knapp 19 Prozent an
Oerlikon kontrolliert, kann aufgrund der
Sanktionen zwar keinen Einfluss auf die
Firma nehmen. Aber es ist schwer, man-
chen Compliance-Abteilungen potenziel-
ler Kunden die Sache zu erklären.

Michael Süss hofft nun darauf, dass
unter Präsident Donald Trump erst ein
Frieden für die Ukraine und dann eine
Lösung für die Sanktionen gefunden
wird. Sie hindern Vekselberg nämlich
auch daran, seinen Anteil zu verkaufen.
Und es ist Oerlikons Ziel, sich vor al-
lem in den USA und in Europa ganz auf
Oberflächentechnologien und Materia-
lien zu fokussieren.Da geht es immer öf-
ter um heikle Hochtechnologie.

Der zweite Unternehmensteil, der
Maschinenbau für Chemiefasern in der
Textilwirtschaft, soll abgestossen wer-
den – bevorzugt über einenVerkauf.Die

Abspaltung kündigte Oerlikon bereits
vor einem Jahr an. Doch wie damals in
Aussicht gestellt, wird der Vollzug noch
bis zu zwei Jahre auf sich warten lassen.
DieTextilbranche steckt in einem tiefen
Abschwung. 2024 brach der Umsatz der
zweiten Oerlikon-Division um 25 Pro-
zent ein.Das trug dazu bei, den Gesamt-
umsatz des Konzerns um 12 Prozent auf
2,4 Milliarden Franken zu drücken.

Textil auf China ausgerichtet

Oerlikon versucht seit einerWeile, diese
Polymer Processing Solutions stabil aus-
zurichten. Dazu gehört, rund tausend
Arbeitsplätze vor allem in Deutsch-
land abzubauen und in den asiatischen
Hauptmärkten, insbesondere China,
wieder aufzubauen. Mit der Verlage-
rung stärkt Oerlikon nebenbei die Wi-
derstandsfähigkeit des Unternehmens
bei der Einführung von Zöllen.

Selbst die Börse bewertet die Aus-
sichten für einmal positiv, auch ohne
Lösung für die Causa Vekselberg: Als
Reaktion auf die Geschäftszahlen zogen
die Aktien am Dienstag um mehr als
8 Prozent an. Damit stehen sie nur noch
60 Prozent tiefer als vor fünf Jahren.

Neue Untersuchungen attestieren insbesondere Studierenden eine hohe Leistungsbereitschaft. CHRISTOPH HARDT / IMAGO
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Coop nutzt
Migros-Umbau
Preise sinken auch dieses Jahr

JANIQUE WEDER

Coop und Migros sind Rivalen und sich
dabei erstaunlich ähnlich. Beide sind ge-
nossenschaftlich organisiert, beide setzen
auf das ikonische Orange in ihrem Mar-
kenauftritt. Doch in jüngster Zeit ent-
wickeln sich die zwei Detailhändler in
unterschiedliche Richtungen.

Während sich die Migros mit Umbau-
ten und Verkäufen beschäftigt, ist Coop
bemerkenswert stabil unterwegs.Abseits
der medialen Aufmerksamkeit und der
grossen Umbrüche bei der Konkurrenz
kann sich die zweitgrösste Detailhänd-
lerin des Landes ungestört ihrem Kern-
geschäft widmen. Und das läuft gut, wie
sich am Dienstag an der Jahresmedien-
konferenz in Bachenbülach gezeigt hat.

Fachmärkte leiden etwas

Coop profitiert unter anderem dort, wo
die Migros abgibt. So hat Letztere in
den vergangenen Monaten einen Gross-
teil ihrer Fachgeschäfte wie Melectro-
nics oder SportX verkauft. «Das hat
eine positive Wirkung für uns», sagte
der Coop-Chef Philipp Wyss. Wo die
Konkurrenz Standorte schliessen muss,
schwenken die Kunden auf die Fach-
märkte von Coop um.

Trotzdem war 2024 auch bei Coop für
die Fachmärkte ein schwieriges Jahr. Bei
der Baumarktkette Jumbo ist der Erlös
zum zweiten Mal in Folge gesunken, was
Wyss mit dem schlechtenWetter im Früh-
ling und Sommer erklärte. Auch beim
Haushaltsgeschäft Fust und den Möbel-
und Beleuchtungsgeschäften Livique/Lu-
mimart war der Umsatz rückläufig.

Vor diesem Hintergrund drängt sich
die Frage auf, ob Coop seine Fachmärkte
auch verkaufen wird. Doch davon will
PhilippWyss nichts wissen. Er sei sich si-
cher, dass in einem kleinen Land wie der
Schweiz der stationäre Bereich immer
eine Berechtigung haben werde.

Marktanteile gewonnen

Die Coop-Gruppe weist für 2024 einen
Nettoumsatz von 33,7Milliarden Franken
auf(+0,5 Prozent im Vorjahresvergleich).
Im wichtigsten Geschäftsbereich – den
Supermärkten – verzeichnet Coop einen
Umsatz von 12,1Milliarden (+2 Prozent).
Wie der CEO Wyss sagt, kommt dieses
Plus nicht durch teuerungsbedingte Preis-
erhöhungen zustande, sondern sei auf ge-
wonnene Marktanteile zurückzuführen.

Gleich geblieben ist die Ertragskraft
von Coop: Die Betriebsgewinn-Marge
(Ebit) beträgt weiterhin 2,6 Prozent des
Umsatzes, die Reingewinn-Marge seit
Jahren 1,7 Prozent. In absoluten Zahlen
resultierte ein Gewinn von 585Millionen.
Zudem hat Coop 2024 bei mehr als 2400
Produkten den Preis gesenkt. Auch im
laufenden Jahre will Coop Preise senken.

Angesprochen auf den Preiskampf
unter den Detailhändlern, den die Mi-
gros im vergangenen Herbst mit ihrer
Tiefpreisstrategie neu angefacht hat, sagt
Wyss: «Wir haben das Ganze nicht los-
getreten, aber natürlich wollen auch wir
kompetitiv sein.Wenn der Discounter mit
dem Preis runtergeht, gehen wir am glei-
chen Tag auch runter.»


